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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes über konjunkturstatistische Erhebungen
in bestimmten Dienstleistungsbereichen
(Dienstleistungskonjunkturstatistikgesetz – DlKonjStatG)

A. Problem und Ziel

Zur Erfüllung der Informationsanforderungen der EG-Konjunkturstatistikver-
ordnung ist derzeit eine befristete Verordnung der Bundesregierung in Kraft, in
der vierteljährliche Direktbefragungen bei bestimmten Dienstleistungsunterneh-
men für die Jahre 2003 bis 2005 als Bundesstatistik angeordnet sind.

Für die Jahre ab 2006 ist beabsichtigt, Verwaltungsdaten zu nutzen, wenn diese
sich in den Tests nach dem am 6. November 2003 in Kraft getretenen Verwal-
tungsdatenverwendungsgesetz (VwDVG) als geeignet erweisen.

Laut Statistischem Bundesamt wird sich das Ergebnis der Tests für die betreffen-
den Dienstleistungsbereiche verzögern; damit ist die Verwendung der Verwal-
tungsdaten ab 2006 nicht sichergestellt.

B. Lösung

Es ist vorsorglich eine neue Rechtsgrundlage für Primärerhebungen über das
Jahr 2005 hinaus vorzubereiten, die aber befristet bzw. jederzeit aussetzbar sein
muss, damit bei festgestellter Eignung der Verwaltungsdaten und der Gewähr-
leistung ihrer Verwendung in den statistischen Ämtern die Unternehmen sofort
entlastet werden können.

Da eine Verlängerung der Geltungsdauer der derzeitigen Verordnung ohne Ände-
rung des Bundesstatistikgesetzes nicht möglich ist, ist ein auf drei Jahre befriste-
tes Gesetz mit einer flexiblen Verordnungsermächtigung und – wie bisher –
dezentralen Erhebungen, d. h. Durchführung durch die statistischen Ämter der
Länder, eine Lösung.

C. Alternativen

Alternativ könnte eine zentrale Durchführung der Statistik durch das Statistische
Bundesamt, d. h. ohne Mitwirkung der Länder, vorgesehen werden.

Nach einer Kalkulation des Statistischen Bundesamtes wäre für eine zentrale
Erhebung mit einer jährlichen Kosteneinsparung von rd. 100 000 Euro – im Ver-
gleich zu den unter Buchstabe D aufgeführten jährlichen Gesamtkosten einer
dezentralen Erhebung – zu rechnen.
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Durch verringerten Koordinationsaufwand zwischen Statistischem Bundesamt
und Statistischen Landesämtern wäre eine frühere Bereitstellung vorläufiger Er-
gebnissen um bis zu zwei Wochen möglich.

Unter Hinweis auf das besondere regionale Interesse an der Erhebung von Daten
aus dem Dienstleistungsbereich wird eine zentrale Erhebung von den Bundes-
ländern abgelehnt.

D. Kosten der öffentlichen Haushalte

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

Keine

2. Vollzugsaufwand

Nach einer mit den statistischen Ämtern der Länder abgestimmten Kostenkalku-
lation des Statistischen Bundesamtes ist für die weitere Durchführung der befris-
teten Erhebungen aufgrund des vorliegenden Gesetzentwurfs mit folgendem
Aufwand zu rechnen:

Einmalige Anlaufkosten und Kosten für die Verbundprogrammierung entstehen
nicht.

Laufende jährliche Kosten

– beim Statistischen Bundesamt rund 260 000 Euro

– bei den statistischen Ämtern der Länder rund 683 000 Euro.

E. Sonstige Kosten

Durch die vierteljährliche Abfrage der konjunkturstatistischen Daten bei höchs-
tens 7,5 Prozent der Einheiten in den genannten Dienstleistungsbereichen entste-
hen Berichtslasten, die nach gegenwärtiger Rechnung von etwa 42 000 Unter-
nehmen bzw. Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit befris-
tet auf drei Jahre zu tragen sind. Die Beantwortung der Fragebögen, die auch via
Internet ermöglicht werden soll, wird die Berichtskreise insgesamt jährlich in
Höhe von rund 1,1 bis 2,4 Mio. Euro belasten.

Von den dargelegten Kosten der Berichtspflichtigen in den Dienstleistungsberei-
chen sind keine messbaren Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau,
insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, zu erwarten.
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Entwurf eines Gesetzes über konjunkturstatistische Erhebungen
in bestimmten Dienstleistungsbereichen
(Dienstleistungskonjunkturstatistikgesetz – DlKonjStatG)

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das
folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
Zwecke der Dienstleistungskonjunkturstatistik

Zur Erfüllung der Informationsanforderungen der Europä-
ischen Gemeinschaften, die in der Verordnung (EG) Nr.
1165/98 des Rates vom 19. Mai 1998 über Konjunkturstatis-
tiken (ABl. EG Nr. L 162 S. 1) in der jeweils geltenden Fas-
sung festgelegt sind, sowie als Beitrag zur statistischen Dar-
stellung der konjunkturellen Entwicklung werden für die
Jahre 2006 bis 2008 zu den in § 3 Abs. 1 bestimmten Dienst-
leistungsbereichen Erhebungen als Bundesstatistik durchge-
führt.

§ 2
Art der Erhebungen, Periodizität

Die Statistik umfasst vierteljährliche Erhebungen, die als
Stichprobe bei höchstens 7,5 Prozent der in § 3 Abs. 2 ge-
nannten Erhebungseinheiten durchgeführt werden. Die Erhe-
bungseinheiten werden nach mathematischstatistischen Ver-
fahren ausgewählt.

§ 3
Erhebungsbereiche, Erhebungseinheiten

(1) Die Erhebungen erstrecken sich auf die Dienstleis-
tungsbereiche nach Abschnitt I (Verkehr und Nachrichten-
übermittlung), nach Abteilung 72 (Datenverarbeitung und
Datenbanken) und nach Abteilung 74 (Erbringung von unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen) des Anhangs zu Arti-
kel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3037/90 des Rates vom
9. Oktober 1990 betreffend die statistische Systematik der
Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemeinschaft (ABl.
EG Nr. L 293 S. 1), zuletzt geändert durch Verordnung (EG)
1882/03 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
29. September 2003 (ABl. EU Nr. L 284 S. 1), in der jeweils
geltenden Fassung.

(2) Erhebungseinheiten sind Unternehmen und Einrich-
tungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit, die in
den in Absatz 1 genannten Dienstleistungsbereichen tätig
sind.

(3) Freiberufliche Tätigkeit nach Absatz 2 ist die selbstän-
dige Berufstätigkeit von Personen, die in § 18 Abs. 1 Nr. 1
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes bezeichnete Berufe
ausüben.

§ 4
Erhebungsmerkmale, Berichtszeitraum,

Berichtszeitpunkt

(1) Erhebungsmerkmale der Statistik sind:

1. Umsätze oder Einnahmen,

2. Zahl der Beschäftigten,

3. hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche Tätigkeit.

Bei Erhebungseinheiten mit Niederlassungen in mehreren
Ländern und mit Umsätzen oder Einnahmen von mindestens
250 000 Euro in dem Jahr vor dem Berichtsjahr werden die
Angaben nach Satz 1 Nr. 1 und 2 zusätzlich in der Untertei-
lung nach Ländern erfasst.

(2) Die Angaben zu dem Erhebungsmerkmal nach Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 werden für das vorangegangene Kalender-
vierteljahr erfasst. Die Angaben zu dem Erhebungsmerkmal
nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 werden für das Ende des vorange-
gangenen Kalendervierteljahres erfasst. Die Angaben zu dem
Erhebungsmerkmal nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3 werden nur im
zweiten Kalendervierteljahr für das vorangegangene Kalen-
dervierteljahr erfasst.

§ 5
Hilfsmerkmale

Hilfsmerkmale sind:

1. Namen und Anschriften der Unternehmen oder der Ein-
richtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit
und der Auskunftspflichtigen,

2. Namen und Telekommunikationsanschlussnummern der
für Rückfragen zur Verfügung stehenden Personen.

§ 6
Auskunftspflicht

Die Angaben nach § 5 Nr. 2 sind freiwillig; im Übrigen be-
steht Auskunftspflicht. Auskunftspflichtig ist der Inhaber,
die Inhaberin, der Leiter oder die Leiterin des Unternehmens
oder der Einrichtung zur Ausübung einer freiberuflichen
Tätigkeit.

§ 7
Übermittlungsregelung

An die obersten Bundes- und Landesbehörden dürfen für
die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körper-
schaften und für Zwecke der Planung, jedoch nicht für die
Regelung von Einzelfällen, vom Statistischen Bundesamt
und den statistischen Ämtern der Länder Tabellen mit statisti-
schen Ergebnissen übermittelt werden, auch soweit Tabellen-
felder nur einen einzigen Fall ausweisen.

§ 8
Verordnungsermächtigung

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundesrates

1. die Erhebung einzelner Merkmale auszusetzen und den
Kreis der zu Befragenden einzuschränken, soweit eine Er-
hebung durch die Verwendung von Daten nach dem Ver-
waltungsdatenverwendungsgesetz nicht mehr erforder-
lich ist,
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2. die Erhebung von Merkmalen anzuordnen oder die Perio-
dizität zu verkürzen, soweit dies zur Umsetzung oder
Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 1165/98 in der
jeweils geltenden Fassung erforderlich ist.

§ 9
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2006 in Kraft und am
14. Februar 2009 außer Kraft.
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Begründung

A. Allgemeiner Teil

1. Zielsetzung

Das Gesetz hat zum Ziel, für die Dauer von drei Jahren

– einerseits den Informationsanforderungen der Europäi-
schen Gemeinschaften in den Dienstleistungsbereichen
„Verkehr und Nachrichtenübermittlung“, „Datenverar-
beitung und Datenbanken“ sowie „Erbringung von unter-
nehmensbezogenen Dienstleistungen“ nachzukommen,
die sich aus der Verordnung (EG) Nr.1165/98 des Rates
vom 19. Mai 1998 über Konjunkturstatistiken (ABl. EG
Nr. L 162 S. 1) (EG-KonjunkturstatistikVO) in der je-
weils geltenden Fassung ergeben,

– andererseits die in der Bundesrepublik Deutschland be-
stehenden Konjunkturstatistiken um entsprechende Da-
ten in den genannten Dienstleistungsbereichen auch hin-
sichtlich des Datenbedarfs der Länder zu ergänzen.

Nach der EG-KonjunkturstatistikVO sind die Daten – und
zwar Angaben zu den vierteljährlichen Umsätzen und zu den
Beschäftigten – seit dem Jahre 2003 vierteljährlich an das
Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaften (Euro-
stat) zu liefern. Da die befristet geltende Konjunkturstatistik-
verordnung vom 22. August 2002 (BGBl. I S. 3427) am
14. Februar 2006 außer Kraft treten wird, bedarf es einer er-
neuten Rechtsgrundlage für die Erhebung dieser Daten bis
einschließlich des vierten Quartals 2008.

2. Gleichstellungspolitische Gesetzesfolgen

Die Regelung ist nicht gleichstellungsrelevant. Die vorgese-
hene Befragung erfolgt bei Unternehmen und Einrichtungen
zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit, die in be-
stimmten Dienstleistungsbereichen tätig sind. Geschlechts-
spezifische Kriterien sind nicht relevant für die Auswahl der
Erhebungseinheiten. Die erhobenen Merkmale sind ebenfalls
nicht geschlechtsspezifisch.

B. Kosten

1. Kosten der öffentlichen Haushalte

1.1. Kosten ohne Vollzugsaufwand

Keine

1.2. Vollzugsaufwand

Nach einer mit den statistischen Ämtern der Länder abge-
stimmten Kostenkalkulation des Statistischen Bundesamtes
entstehen zur Durchführung der Erhebungen auf Grund des
vorgelegten Gesetzesentwurfs folgende Kosten:

1.2.1. Kosten beim Statistischen Bundesamt

Durchschnittliche jährliche Kosten (ab 2006):

persönlich 230 243 Euro; sächlich 29 931 Euro; insge-
samt 260 174 Euro.

1.2.2. Kosten bei den statistischen Ämtern der Länder

Durchschnittliche jährliche Kosten (ab 2006):

persönlich 570 110 Euro; sächlich 108 330 Euro; ins-
gesamt 678 440 Euro.

Für die Programmpflege entstehen jährliche Kosten in Höhe
von 4 940 Euro.

2. Kosten für die Wirtschaft

Durch die vierteljährlich durchzuführenden Erhebungen von
wenigen konjunkturstatistisch wichtigen Informationen in
den genannten Dienstleistungsbereichen entstehen den be-
troffenen Unternehmen und Einrichtungen zur Ausübung ei-
ner freiberuflichen Tätigkeit für einen befristeten Zeitraum
Berichtslasten. Die Beantwortung der statistischen Fragebö-
gen, die auch via Internet ermöglicht werden soll, wird im
Einzelfall durchschnittlich nicht mehr als eine Viertelstunde
an Zeitaufwand bedeuten. Bei viermaliger Befragung im Jahr
und bei Zugrundelegung eines durchschnittlichen Stunden-
satzes zwischen 35 bis 75 Euro ergibt sich für die insgesamt
etwa 42 000 zu befragenden Einheiten eine jährliche Belas-
tung von rd. 1,1 bis 2,4 Mio. Euro.

3. Preiswirkungen

Ob bei den Berichtspflichtigen infolge der Neuregelung kos-
tenbedingt einzelpreisrelevante Kostenschwellen überschrit-
ten werden, die sich erhöhend auf deren Angebotspreise aus-
wirken, und ob die Normunterworfenen ihre Kostenüberwäl-
zungsmöglichkeiten in Abhängigkeit von der konkreten
Wettbewerbssituation auf ihren Teilmärkten einzelpreiserhö-
hend ausschöpfen, lässt sich zwar nicht abschätzen, aber
auch nicht ausschließen. Gleichwohl dürften die äußerst ge-
ringfügigen Einzelpreisänderungen auf Grund ihrer geringen
Gewichtung jedoch nicht ausreichen, um messbare Effekte
auf das allgemeine Preis- bzw. Verbraucherpreisniveau zu in-
duzieren. Der erhöhte Vollzugsaufwand bei den mit der
Durchführung der Erhebung befassten statistischen Ämtern
erfordert keine Gegenfinanzierungsmaßnahmen der öffentli-
chen Haushalte, die mittelbar preisrelevante Effekte generie-
ren.

C. Besonderer Teil

Das Gesetz ordnet für die Dauer von drei Jahren die Erhe-
bung konjunkturstatistisch wichtiger Merkmale bei einer
höchstens 7,5 Prozent-Stichprobe von Unternehmen und
Einrichtungen zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit
in bestimmten Dienstleistungsbereichen an.

Zu § 1

§ 1 erläutert den Zweck der Erhebungen.

Er ordnet die Durchführung einer Bundesstatistik in be-
stimmten Dienstleistungsbereichen an, deren Zweck darin
besteht, Informationsanforderungen der Europäischen Ge-
meinschaften auf Grund der EG-KonjunkturstatistikVO in
einem zweiten Dreijahresabschnitt zu erfüllen und in diesem
Zeitraum die in anderen Wirtschaftszweigen bereits be-
stehenden Konjunkturstatistiken in der Bundesrepublik
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Deutschland in den Dienstleistungsbereichen auch für die
Länder zu ergänzen.

Zu § 2

Er bestimmt die Obergrenze der Stichprobe mit 7,5 Prozent
der Erhebungseinheiten in den betroffenen Dienstleistungs-
bereichen. Das sind derzeit ca. 42 000 Einheiten. Diese
Stichprobengröße entspricht der Forderung des Bundesrates
vom 12. Juli 2002 (Bundesratsdrucksache 484/02 (Be-
schluss)) nach einer Anhebung der ursprünglich vorgesehe-
nen Stichprobe von 5 Prozent auf 7,5 Prozent, wie sie in der
bis 14. Februar 2006 geltenden Konjunkturstatistikverord-
nung ihren Niederschlag gefunden hat. Damit lassen sich die
Informationsanforderungen der Gemeinschaft und zugleich
der Datenbedarf für die Konjunkturanalyse und -beobach-
tung auf Bundes und Landesebene erfüllen. Satz 2 erläutert
das Verfahren der Stichprobenauswahl.

Zu § 3

Absatz 1 bezeichnet die Erhebungsbereiche nach der „Syste-
matik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Gemein-
schaft“ (NACE Rev.1.1) nach der Verordnung (EWG) Nr.
3037/90 des Rates vom 9. Oktober 1990 in der jeweiligen
Fassung. Seit 1. Januar 2003 gilt die NACE Rev.1.1 in der
Fassung des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 29/2002 der
Kommission vom 19. Dezember 2001 (ABl. EG Nr. L 6 S. 3),
geändert durch Anhang II Nr. 5 der Verordnung (EG) Nr.
1882/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
29. September 2003 (ABl. EU Nr. L 284 S. 1).

Absatz 2 definiert das Unternehmen und die Einrichtung zur
Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit als Erhebungsein-
heit. In der amtlichen deutschen Wirtschaftsstatistik ist das
die kleinste rechtlich selbständige Einheit, die entweder aus
handels- und/oder steuerrechtlichen Gründen Bücher führt
und einen Jahresabschluss erstellt oder ähnliche Aufzeich-
nungen mit dem Ziel einer jährlichen Feststellung des Ver-
mögensstandes und/oder des Erfolgs ihrer wirtschaftlichen
Tätigkeit vornehmen muss.

Dazu zählen die gewerblichen Dienstleistungsunternehmen
ebenso wie die selbständig tätigen Angehörigen der „Freien
Berufe“ nach Absatz 3. Auch rechtsfähige Personengesell-
schaften im Sinne von § 14 des Bürgerlichen Gesetzbuches
sind Unternehmen und somit Erhebungseinheiten.

Zu § 4

Diese Vorschrift legt in Absatz 1 die Erhebungsmerkmale
fest, die sich aus der EG-KonjunkturstatistikVO ergeben. Die
Entwicklung der Umsätze oder Einnahmen sowie der Zahl
der Beschäftigten ist für die Konjunkturbeobachtung und
-analyse von grundlegender Bedeutung. Die Erfassung des
Merkmals „hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche Tätig-
keit“ ist erforderlich, um die eindeutige Zuordnung der Erhe-
bungseinheiten zu den Dienstleistungsbereichen sicherzu-
stellen, in denen die Konjunkturstatistik durchgeführt wird.
Es ist vorgesehen, dass größere Erhebungseinheiten, die Nie-
derlassungen in mehreren Ländern Deutschlands haben, die
Angaben zu den Umsätzen oder Einnahmen und zur Zahl der
Beschäftigten auf diese Länder aufgliedern. Diese Untertei-
lung liegt vor allem im Interesse der Länder, die diese Anga-
ben für die regionale Konjunkturanalyse benötigen.

In Absatz 2 wird bestimmt, dass die Angaben entweder für
das vorangegangene Kalendervierteljahr oder für das Ende
dieses Kalendervierteljahres erfasst werden. Diese Klarstel-
lungen sind nötig, damit die Berichtskreise vergleichbare
Angaben liefern, die zu konjunkturstatistischen Ergebnissen
im Sinne der EG-KonjunkturstatistikVO zusammengefasst
und der Konjunkturanalyse zu Grunde gelegt werden kön-
nen. Das Merkmal „hauptsächlich ausgeübte wirtschaftliche
Tätigkeit“ wird nur einmal im Jahr erfasst, nämlich im zwei-
ten für das erste Kalendervierteljahr.

Zu § 5

Die Hilfsmerkmale Name und Anschrift des Unternehmens
bzw. der Einrichtung zur Ausübung einer freiberuflichen Tä-
tigkeit sowie der Auskunftspflichtigen sind unverzichtbare
Angaben für die technische und organisatorische Abwick-
lung der Erhebungen. Name und Anschrift der Auskunfts-
pflichtigen sind erforderlich, um zukünftige Aufforderungen
zur Auskunftserteilung korrekt zustellen zu können. Nützlich
für die rationelle Durchführung der Erhebungen sind auch
Angaben über die für Rückfragen zur Verfügung stehenden
Personen.

Zu § 6

Hier wird festgelegt, dass die Erhebungen – ausgenommen
die Angaben nach Nummer 2 – mit Auskunftspflicht durch-
geführt werden. Die Teilnahme aller ausgewählten Erhe-
bungseinheiten lässt sich nur durch Pflichterhebungen errei-
chen. Sie sind erforderlich, damit die Qualität der statisti-
schen Ergebnisse von Stichprobenerhebungen sichergestellt
werden kann. Die Erfahrungen aus Piloterhebungen im
Dienstleistungsbereich zeigen, dass bei freiwilliger Aus-
kunftserteilung eine vollständige Teilnahme der ausgewähl-
ten und angeschriebenen Einheiten nicht erreicht wird.

Auskunftspflichtig sind die Inhaberin bzw. der Inhaber sowie
die Leiterin bzw. der Leiter des Unternehmens bzw. der Ein-
richtung zur Ausübung einer freiberuflichen Tätigkeit. Bei
einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts sind die Gesellschaf-
ter auskunftspflichtig, wobei für die Gesellschaft nur ein Fra-
gebogen auszufüllen ist.

Zu § 7

In Anknüpfung an § 16 Abs. 4 des Bundesstatistikgesetzes
wird geregelt, dass den obersten Bundes- und Landesbehör-
den für festgelegte Verwendungszwecke Tabellen mit Ergeb-
nissen übermittelt werden dürfen, auch soweit Tabellenfelder
nur einen einzigen Fall ausweisen. Diese im Bundesstatistik-
gesetz vorgesehene Datenübermittlung ist für die gesetzge-
benden Körperschaften und für planerische Zwecke von Inte-
resse, bedarf aber der Regelung in den eine Bundesstatistik
anordnenden Rechtsvorschriften.

Zu § 8

Die Vorschrift beinhaltet eine Verordnungsermächtigung für
das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit, die es er-
laubt, flexibel auf die heute noch nicht absehbaren Ergebnis-
se aus der Verwendung von Verwaltungsdaten nach dem Ver-
waltungsdatenverwendungsgesetz zu reagieren. Einerseits
soll die Möglichkeit bestehen, so umfassend und so früh wie
fachlich vertretbar partiell bzw. stufenweise auf die Verwen-
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dung von Verwaltungsdaten überzugehen und durch die da-
durch mögliche Aussetzung einzelner Erhebungsmerkmale
oder die Einschränkung des Kreises der zu Befragenden die-
se von statistischen Berichtspflichten nach diesem Gesetz zu
entlasten. Andererseits muss sichergestellt sein, dass dann,
wenn Verwaltungsdaten nicht oder nur eingeschränkt nutzbar
sind, weiterhin Primärerhebungen nach diesem Gesetz
durchgeführt werden können. Die Verordnungsermächti-
gung schließt die Erhebung von Merkmalen und die Verkür-
zung der Periodizität ein, soweit sie zur Umsetzung oder
Durchführung der EG-KonjunkturstatistikVO erforderlich
sind.

Die Rechte der Länder werden gewahrt, indem Rechtsver-
ordnungen der Zustimmung des Bundesrates bedürfen.

Zu § 9

Da die derzeit geltende Konjunkturstatistikverordnung am
14. Februar 2006 außer Kraft tritt und eine Verlängerung
nach § 5 Abs. 2 Satz 1 des Bundesstatistikgesetzes nicht
möglich ist, muss das Gesetz spätestens am 1. Januar 2006 in
Kraft treten, damit weiterhin die fristgerechte Bereitstellung
der von der EG-KonjunkturstatistikVO geforderten Ergeb-
nisse an Eurostat sichergestellt ist.

Auf der Grundlage des Verwaltungsdatenverwendungsgeset-
zes durchgeführte Tests zur Eignung von Verwaltungsdaten
müssen spätestens nach Außerkrafttreten dieses Gesetzes am
30. Juni 2008 zur Entscheidung über die künftige Verwen-
dung von Verwaltungsdaten führen. Die Geltungsdauer des
vorliegenden Gesetzes wird deshalb auf drei Jahre befristet.
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